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Abkiirzungsverzeichnis

EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SGK-SR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Stéanderates

FK-NR Finanzkommission des Nationalrats

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

NEK Nationale Ethikkommission im Bereich der Humanmedizin

SGK-NR Kommission fir soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

ALV Arbeitslosenversicherung

v Invalidenversicherung

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

SGG Schweizerische Gemeinnutzige Gesellschaft

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

ZGB Zivilgesetzbuch

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

EO Erwerbsersatzordnung

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

KdK Konferenz der Kantonsregierungen

BLS Bern-Lotschberg-Simplon-Bahn

SGGP Schweizerische Gesellschaft fir Gesundheitspolitik

IVF In-vitro-Fertilisation

SBV Schweizerischer Bauernverband

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

NFA Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung

HMG Bundesgesetz Uber Arzneimittel und Medizinprodukte

SSV Schweizerischer Stadteverband

IMP Interkantonale Mobile Polizei

SBK Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen und Pflegefachmanner

EKS Evangelisch-reformierte Kirche Schweiz

CBCES Schweizer Bischofskonferenz, Kommission fur Bioethik

iEH2 Institut fur Ethik, Geschichte und Geisteswissenschaften, Medizinische
Fakultat, Universitat Genf

MERH_UZH Kompetenzzentrum Medizin - Ethik - Recht Helvetiae

MIGUNIBE  Zentrum fur Gesundheitsrecht und Management im Gesundheitswesen

SPO SPO Patientenschutz

HLI Human Life International Schweiz

HGS Hippokratische Gesellschaft Schweiz

APOL Arzte und Pflegefachpersonen gegen Organspende am Lebensende

LGBTQIA lesbisch, schwul, bisexuell, transgender/transsexuell, queer, intersexuell,
asexuell

DFJP Département fédéral de justice et police

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CE Etorpmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CdF-CN Commission des finances du Conseil national

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

CNE Commission nationale d'éthique

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

AC assurance-chdmage

Al Assurance-invalidité

DFI Département fédéral de l'intérieur

SSUP Société suisse d'utilité publique
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Uss
USAM
CdC
BLS
SSPS
FIV
UsP
UPS
RPT
LPTh
uvs
PMI
ASI
EERS
CBCES
iEH2

MERH_UZH
MIGUNIBE
OsP

HLI

SHS

MIOF
LGBTQIA

petites et moyennes entreprises

Code civil

Loi fédérale sur I'assurance-maladie

allocations pour perte de gain

Union syndicale suisse

Union suisse des arts et métiers

Conférence des gouvernements cantonaux

Chemin de fer du Lotschberg

Société suisse pour la politique de la santé

Fécondation in vitro

Union Suisse des Paysans

Union Patronale Suisse

Réforme de la péréquation et de la répartition des taches
Loi fédérale sur les médicaments et les dispositifs médicaux
Union des Villes Suisses

Police mobile intercantonale

Association suisse des infirmiers et infirmiéres

Eglise évangélique réformée de Suisse

Commission de bioéthique de la Conférence des évéques

Institut Ethique Histoire Humanités, Faculté de médecine, Université de
Geneve

Centre de Compétence Médecine - Ethique - Droit Helvetiae

Centre pour le droit de la santé et la gestion des soins de santé

OSP Organisation suisse des patients

Human Life International Suisse

Société Hippocratique Suisse

Médecins et Infirmiéres contre le Don d'Organes en Fin de Vie
Lesbiennes, gays, bisexueles, transgenres, queer, intersexuées, asexuées
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INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
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INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 10.12.1970
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

Der Bundesrat gab den Kantonen Basel-Land, Basel-Stadt, Bern, Genf, Tessin und
Waadt die Erlaubnis, vom Herbst an Versuche mit dem elektronisch iliberwachten
Strafvollzug zu beginnen. Dabei werden Personen, die zu einer klrzeren Freiheitsstrafe
verurteilt worden sind, mit einem am Fuss- oder Handgelenk befestigten Sender
Uberwacht und kénnen ihre Strafe zu Hause oder an einem anderen zugewiesenen Ort
(z.B. gemeinnutziger Arbeitsplatz) absitzen. '

Polizei

In die Diskussion Uber die Polizei wurde das Projekt einbezogen, auf dem
Konkordatswege eine Interkantonale Mobile Polizei IMP zu schaffen, die dem
Bundesrat zum Schutz auslandischer Diplomaten und internationaler Konferenzen, zur
Aufrechterhaltung der inneren Ordnung und in Katastrophenfallen zur Verflgung
stehen sollte. Die Opposition gegen die Aufstellung eines solchen Ordnungsinstruments
entsprang einerseits der Sorge um die kantonale Polizeihoheit, anderseits Bedenken,
dass die neue Polizeitruppe eher provokativ als beruhigend wirken kénnte. Unentwegte
Kritiker bezeichneten sie als Werkzeug der Repression. In Zirich, wo man sich wie in
Baselstadt vom Konkordat fernhielt, wurde die Beflrchtung geéussert, die eigenen
Bestéande wirden von der interkantonalen Institution zu stark beansprucht. Der schon
Ende 1968 vom Bundesrat den eidgendssischen Raten unterbreitete Antrag, die auf 600
Mann veranschlagte IMP durch Subventionen — insbesondere fir Ausrtstung und
Ausbildung — zu unterstutzen und damit das auf Initiative des Bundes entstandene
Konkordat wirksam werden zu lassen, wurde im Stdnderat nur vom Vertreter des
Landesrings bekampft. Im Nationalrat jedoch meldete sich eine starkere Gegnerschaft,
die aus der Mehrheit der Sozialdemokraten, dem Landesring und der PdA bestand; ihr
Sprecher bezeichnete die IMP als verkappte Bundespolizei und als verfassungswidrig.
Bundesprasident von Moos versicherte demgegentber, dass der Bundesrat von der ihm
durch das Konkordat eingerdumten Einsatzkompetenz nicht ohne Einvernehmen mit
den betroffenen Kantonen Gebrauch machen werde. Nach der Verabschiedung durch
beide Rate wéhlte die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren den
Walliser Kantonspolizeichef E. Schmid provisorisch zum Kommandanten der
vorgesehenen Truppe (Schmid war zugleich Kommandant der Heerespolizei, kiindigte
aber die Niederlegung dieses Kommandos an.) Auf kantonaler Ebene wurde vom
Solothumer Landesring eine Volksinitiative gegen den vom Kantonsrat beschlossenen
Beitritt lanciert. ?

Die Bestrebungen, die kantonalen Polizeikorps durch eine Interkantonale Mobile
Polizei IMP zu verstérken, die sich rechtlich auf ein Konkordat und materiell auf
Bundessubventionen stltzen sollte, endeten mit einem Misserfolg. Nachdem sich schon
Zlrich und Baselstadt dem Konkordat gegenlber desinteressiert verhalten hatten,
bildeten sich in verschiedenen Kantonen, deren Parlamente einem Beitritt zustimmten,
Referendumsbewegungen, die vor allem von den Sozialdemokraten, dem Landesring
und der PdA getragen wurden; dabei verbanden sich Abneigung gegen polizeiliche
Gewalt und Opposition gegen zentralistische Tendenzen. Der Geschéftsfihrer der
Stiftung fur eidgendssische Zusammenarbeit, M. Frenkel, erkléarte die vorgesehene
Ausstattung des Bundesrates mit der Kompetenz, die IMP in gewissen Fallen nach
eigenem Ermessen einzusetzen, als verfassungswidrig. Anderseits liessen die
Flugzeugentfihrungen im September erneut ein Bedurfnis nach einem zusatzlichen
Ordnungsinstrument erkennen. Im November fand in Schwyz, im Dezember in Genf die
Volksabstimmung statt; in beiden Kantonen wurde die Beteiligung an der IMP stark
verworfen. Angesichts dieser negativen Reaktionen und nicht zuletzt der Tatsache, dass
der Anstoss zu einer Verstérkung der kantonalen Polizeikréfte gerade von Genf
ausgegangen war, betrachtete man das Projekt als gescheitert. Als Frucht
interkantonaler Zusammenarbeit im Polizeisektor konnte nur die Erdéffnung einer
schweizerischen Polizeischule in Neuenburg verzeichnet werden. Dass jedoch Genf
Mlhe hat, seinen Bedarf an Polizeischutz aus eigenen Kraften zu decken, zeigten
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Rekrutierungsaktionen in anderen Kantonen, die dort zu Protest Anlass gaben. ®

Institutionen und Volksrechte
Wahl- und Abstimmungsverfahren

Fir Aufsehen sorgte die Neuenburger Kantonsregierung, als sie dem offiziellen
Stimmmaterialversand eine Parolenempfehlung fiir die eidgendssischen Vorlagen vom
September (Ausldndergesetz und Asylrecht) beilegte. Der Bundesrat berurteilte dies als
unzuldssig, weil die Empfehlung dem mit Steuermitteln finanzierten offiziellen Versand
beigelegt wurde. Die Neuenburger Regierung verteidigte ihr Vorgehen damit, dass dies
in ihrem Kanton schon langere Zeit so gemacht werde. In Unkenntnis dieser Diskussion
legte die Regierung von Basel-Stadt den Abstimmungsunterlagen zur eidgendssischen
Volksabstimmung vom 26. November eine Empfehlung bei und wurde in der Folge von
den Bundesbehorden ebenfalls getadelt. Offenbar besteht diese Praxis nur in diesen
beiden Kantonen. *

Foderativer Aufbau
Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die Frage der Aufwertung von Halbkantonen zu Kantonen wurde im Berichtsjahr erneut
im Parlament behandelt. Nachdem 1979 und 1981 entsprechende Vorstdsse an
Bedenken Ulber eine Gefahrdung des Gleichgewichts zwischen deutsch- und
franzosischsprachigen Kantonen gescheitert waren, hatte Stdnderat Miville (sp, BS) 1983
eine neue parlamentarische Initiative eingereicht. Diese beschrankte sich auf eine
Aufwertung von Baselstadt. Die kleine Kammer lehnte diesen Vorstoss mit 36:3
Stimmen deutlich ab, da es nicht angehe, einen einzelnen Halbkanton zu bevorzugen.
Anzumerken ist, dass in Basel selbst in dieser Frage keine Einigkeit herrscht: Der Grosse
Rat Uberwies gegen den Willen der Regierung einen Vorstoss, der die Streichung des
Verfassungsartikels Uber die Wiedervereinigung mit Baselland verlangt. Erst dieser
Verzicht wurde es Basel erlauben, den Wunsch nach Anerkennung als Vollkanton
Uberzeugend und ohne Vorbehalte vorzutragen. °

In Baselland stimmte der Souverédn im Verhaltnis von 3:2 einer 1985 eingereichten und
von Regierung und Parlament unterstitzten Volksinitiative zu, welche verlangte, dass
sich die kantonalen Behdrden fir eine Aufwertung von einem Halb- zu einem
Vollkanton einsetzen. Der mit 40% Uberraschend hohe Anteil der Neinstimmen erklart
sich damit, dass die Beflrworter einer Wiedervereinigung mit Baselstadt die Initiative
bekampft hatten. ®

Die Kantone versuchten vermehrt, Einfluss auf die nationale Politik zu nehmen. Auf der
einen Seite wurden im Berichtjahr 26 Standesinitiativen eingereicht, auf der anderen
Seite hatte das Parlament noch Ende 2011 beschlossen, jedem Kanton einen
Lobbyistenpass flr einen Interessenvertreter zuzusprechen. Die Kantone Genf, Jura,
Wallis, Tessin und Basel-Stadt machten rasch davon Gebrauch und schufen eine
entsprechende Stelle. Verschiedene Kantone Uberdachten in der Folge ihre Strategie
der Einflussnahme auf Bundesebene. Die Beantwortung von Vernehmlassungen oder
die mehr oder weniger regelméssigen und institutionalisierten Austauschgesprache mit
den Kantonsvertretern im nationalen Parlament wurden vielerorts als zu wenig effizient
betrachtet. Kritiker bezeichneten die Idee eines Kantonslobbying als unsinnig und
systemwidrig. ’

Eine Untersuchung der Weltwoche ging der Verteilung der jahrlich im Umfang von rund
CHF 20 Mrd. an die Kantone iiberantworteten Bundesmittel nach. Damit wurde auf die
gesamte Umverteilung von Mitteln von der Bundes- auf die Kantonsebene fokussiert
und eine etwas globalere Sichweise auf den Streit um den Nationalen Finanzausgleich
(NFA) ermdglicht. Zum Vergleich: Der NFA verteilt lediglich rund CHF 4,6 Mrd. um,
wobei die Kantone 1,5 Mrd. beisteuern und 3,1 Mrd. aus Bundesquellen kommen. Im
Schnitt stammt laut der Weltwoche rund ein Viertel aller kantonalen Einnahmen aus
unterschiedlichen Bundestopfen. Umgerechnet auf CHF pro Kantonsbewohner zeigte

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 11.03.2015
MARC BUHLMANN

die Analyse der Weltwoche, dass ein Kanton pro Jahr im Schnitt CHF 2°485 pro Kopf aus
der Bundeskasse erhalt. Die wenigsten Mittel erhalten die Kantone Aargau (CHF 1'457
pro Kopf), Basel-Landschaft (CHF 1'534 pro Kopf) und Zirich (CHF 1'735 pro Kopf). Die
finanzschwachen und topografisch eher benachteiligten Kantone Jura (CHF 5964 pro
Kopf), Uri (CHF 5'842 pro Kopf) und Graublinden (CHF 5'830 pro Kopf) bilden das
Spitzentrio der meistbeglinstigten Kantone. Wahrend der Kanton Uri mehr als die Halfte
seines Budgets aus Bundesmitteln bildet, machen die Bundeseinnahmen flr den
Kanton Basel-Stadt lediglich 13% des kantonalen Haushaltes aus. ®

In aller Regel wirft die Gewahrleistung der kantonalen Verfassungsanderungen nach
Abstimmungen durch das nationale Parlament keine hohen Wellen. Aufgrund
umstrittener Volksentscheide in den Kantonen Bern und Tessin herrschte aber in der
Frihlingsession insbesondere im Nationalrat grosser Diskussionsbedarf. Im Kanton Bern
hatte im November 2013 eine Initiative der jungen SVP, die ein Verbot von
EinblUrgerungen fur Kriminelle, Sozialhilfeempfanger und Personen ohne
Aufenthaltsbewilligung forderte, Gberraschend eine Mehrheit erhalten.

Im Kanton Tessin war im September 2013 ein kantonales Vermummungsverbot
gutgeheissen worden, das Burka- und Nigabtréagerinnen als Zielgruppe anvisierte. Der
Bundesrat hatte in seiner Botschaft in beiden Fallen eine Gewahrleistung empfohlen.
Eine links-grine Minderheit der SPK-NR argumentierte jedoch, dass die Verweigerung
der Einblrgerung von Sozialhilfeempféangern eine Diskriminierung darstelle und ein
generelles Verhtllungsverbot der Religionsfreiheit widerspreche und
unverhaltnisméassig sei. In der Debatte erinnerte Bundesratin Simonetta Sommaruga
daran, dass die Aufgabe des eidgendssischen Parlaments lediglich sei, zu beruteilen, ob
eine kantonale Verfassung bundesrechtskonform umgesetzt werden kénne - und nicht,
ob man mit der Anderung einverstanden sei oder diese gut finde. Der Bundesrat sei
sowohl im Falle des Kantons Tessin als auch des Kantons Bern zum Schluss gekommen,
dass eine sorgfaltige Umsetzung der von der Mehrheit der kantonalen Bevolkerung
angenommenen Verfassungsanderungen durchaus im Sinne des Bundesrechts moglich
sei. Aus diesem Grund seien die kantonalen Verfassungen zu gewéhrleisten. Die beiden
Minderheitenantrédge wurden in der Folge mit 131 zu 42 Stimmen (bei 13 Enthaltungen)
im Falle des Kantons Bern bzw. mit 117 zu 56 Stimmen (bei 12 Enthaltungen) im Falle des
Kantons Tessin abgelehnt und alle Verfassungen gewahrleistet.

Im Stdnderat stand - neben den Verfassungsdnderungen in den Kantonen Bern und
Tessin - noch eine weitere kantonale Anderung im Fokus. Bei der Abstimmung vom
November 2013 Uber die Aufnahme eines Verfahrens fur eine Zusammenarbeit
zwischen dem Kanton Jura und Gemeinden aus dem Berner Jura wurde im Kanton Jura
ein neuer Verfassungsartikel angenommen, mit dem die Aufnahme eines
Fusionsprozesses angestossen werden soll. Weil aber die Stimmbevdlkerung im Berner
Jura zeitgleich ein solches Verfahren ablehnte, ware der Artikel in der jurassischen
Verfassung eigentlich hinfallig. Die Frage war nun, ob ein solcher hinfélliger Artikel
gewéahrleistet werden soll. Bundesratin Simonetta Sommaruga legte in der
standeréatlichen Beratung dar, dass die Gewahrleistung formaljuristisch nicht daran
gebunden sei, ob ein Artikel umgesetzt werde oder nicht, sondern lediglich bedeute,
dass eine Anderung mit der Bundesverfassung konform sei. Die Tatsache, dass die
Regierung des Kantons Jura in einem Schreiben signalisiert habe, dass dieser Artikel
nicht zur Anwendung kommen werde, stehe einer Gewéhrleistung nicht im Wege.
Anders als im Jahr 1977, als ein ahnlicher Artikel nicht gewahrleistet worden war, gehe
es im zur Diskussion stehenden Artikel ja nicht um die Idee, Berner Gebiete in das
Gebiet des Kantons Jura einzubinden, sondern eben lediglich um den Anstoss eines
Prozesses. Die Regierung des Kantons Jura habe deutlich signalisiert — unter anderem
auch mit der Sistierung des jéhrlichen Berichts Uber die Wiederherstellung des Juras an
das jurassische Parlament -, dass es den neuen Artikel als gegenstandslos betrachte
und keine Anspriche daraus ableite. Eine Nicht-Gewahrleistung dieses Artikels, so
Sommaruga weiter, kdme einer Negierung des jurassischen Volkswillens gleich, fur die
es keine rechtliche Begrindung gabe. Auch im Stédnderat wurden in der Folge alle
Kantonsverfassungen gewahrleistet. Keinen Anlass zu Diskussionen hatten die
Verfassungsanderungen in den Kantonen Uri, Solothurn, Basel-Stadt, Basel-Landschaft,
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden und Waadt gegeben. °
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Als Folge der abgelehnten Kantonsfusion der beiden Basel gewann die Idee eines
Vollkantons oder zumindest einer je doppelten Standeratsvertretung flr Basel-Stadt
und Basel-Landschaft wieder an Fahrt. Bereits 1995 hatte Hans Rudolf Gysin - damals
noch Nationalrat fir Basel-Landschaft - eine entsprechende parlamentarische Initiative
eingereicht, die allerdings auch aufgrund des Widerstands der Regierung von Basel-
Stadt gescheitert war. Derselbe Gysin hatte 2014 eine kantonale Initiative eingereicht,
die den Baselbieter Regierungsrat auffordert, eine eidgendssische Volksinitiative zu
lancieren, mit der ein Vollkanton Basel-Landschaft umgesetzt werden soll. Das in der
BaZ als "Schnapsidee" bezeichnete Vorhaben stiess laut einer von derselben Zeitung
bei nationalen Parlamentarierinnen und Parlamentariern durchgefihrten Umfrage auf
wenig Wohlwollen. Zwar sei die Wirtschaftskraft der Nordwestschweiz so gross, dass
lediglich zwei Standerédte die Bedeutung derer nicht widerspiegelten; mit diesem
Argument mussten aber auch andere Kantone eine Auf- oder gar Abwertung bei der
Zahl der Standesvertreter erhalten, was der Idee des Foderalismus widerspreche.
Neben der parlamentarischen Unterstitzung auf Bundesebene musste aber auch der
Nachbarkanton einverstanden sein. Einige Ereignisse im Laufe des Jahres 2015 zeigten
jedoch auf, dass die beiden gewesenen Fusionspartner nicht (mehr) sehr gut
aufeinander zu sprechen sind. So brachten etwa die Sparbeschlisse der Baselbieter
Regierung zu Lasten der Universitat Basel und anderer gemeinsamer Institutionen den
Stadtkanton in Rage. Die Hoffnung, dass die Ablehnung der Fusionsinitiative die
Partnerschaft der beiden Nachbarn voranbringen soll, hatte sich bisher nicht bewahrt -
im Gegenteil: Die Fronten zwischen den beiden Basel schienen sich eher noch zu
verhérten. Bereits Ende Mai hatte die Stadtregierung entsprechend signalisiert, dass sie
von der Idee eines Vollkantons Basel-Landschaft nicht viel halte. Die Baselbieter
Regierung, gezwungen durch die gultig eingereichte Initiative von Gysin, sondierte auch
bei den anderen Nachbarkantonen und erhielt von Solothurn, Aargau und Jura
durchgéngig abschlagige Antworten. Wann die Initiative der Bevolkerung vorgelegt wird,
war Ende 2015 noch nicht klar. ™

Nachdem kantonale Verfassungsdnderungen aufgrund umstrittener angenommener
Initiativen in den Kantonen Tessin und Bern im Vorjahr noch zu einigen Debatten
gefuhrt hatten, entsprach das jéhrlich wiederkehrende Geschaft in der
Frihjahrssession 2016 in beiden Kammern wieder dem Courant normal. Keine der
Anderungen in den Kantonsverfassungen von Luzern, Schwyz, Glarus, Solothurn, Basel-
Stadt oder Appenzell Innerrhoden gaben Anlass zu Beanstandungen. Beide Rate
gewibhrleisteten die neuen Verfassungen diskussionslos. "

Garantie des constitutions cantonales

La Commission des Institutions politiques SPK-SR n'ayant relevé aucune anomalie dans
les différentes modifications des constitutions des cantons de Bale-Ville (révision de
I'organisation juridictionnelle), Béale-Campagne (coopération intercantonale et
régionale) ainsi que des Grisons (participation dans les centrales électriques a
charbon), celles-ci ont été acceptées sans grande discussion par les deux chambres. ™

Le Conseil des Etats est appelé a voter sur I'arrété fédéral concernant la garantie des
constitutions cantonales des cantons de Bale-ville, de Bale-campagne, de Genéve, du
Tessin et du Jura. Pour le premier de ces cantons — Béle-ville — le changement
constitutionnel concerne une extension des instruments parlementaires. Pour Béle-
campagne et Genéve, deux modifications sont a I'ordre du jour: I'introduction d'une
vignette de stationnement pour les véhicules commerciaux et la désignation de la
présidence du Grand Conseil pour le premier, la révision des comptes de I'Etat par la
Cour des comptes ainsi que la traversée du lac Léman pour le second. Au Tessin, le
changement constitutionnel est relatif aux droits et buts sociaux. Finalement, celui
ayant lieu dans le canton du Jura concerne une modification du droit d'initiative
populaire et de référendum facultatif des communes.

La commission des institutions politiques (CIP), ne voyant pas de probléme avec le droit
fédéral, demande & la chambre haute d'accepter ces modifications constitutionnelles
au niveau cantonal. L'entrée en matiére concernant la garantie des constitutions
cantonales étant acquise de plein droit, elle n'est pas soumise a un vote sur I'ensemble.
Le Conseil des Etats a donc adopté, sans discussion, la position de la commission
susmentionnée. ®
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Tout comme le Conseil des Etats, le Conseil national approuve sans vote d'ensemble la
garantie des constitutions cantonales des cantons de Bale-ville, de Bale-campagne,
de Genéve, du Tessin et du Jura. ™

La CIP-CN propose, comme le Conseil fédéral, d'adopter le projet d'arrété fédéral
accordant la garantie fédérale aux constitutions révisées des cantons de Schwyz, de
Zoug, de Fribourg, de Bale-Ville, de Bale-Campagne et d'Appenzell Rhodes-
Intérieures. Pour les cantons de Schwyz et de Fribourg, la modification apportée vise a
davantage de transparence du financement de la vie politique. Le canton de Zoug
précise le droit de vote suite a la révision des dispositions du Code civil (CC) relatives a
la protection de I'adulte, au droit des personnes et au droit de la filiation. Le canton de
Béle-Ville souhaite I'abandon du quorum lors d'élections au Grand Conseil. Dans sa
nouvelle constitution, il inscrit le droit au logement sous le titre «Garantie des droits
fondamentaux» et instaure des mesures de protection du logement. Pour Béle-
Campagne, les membres du Conseil d'Etat ne pourront plus faire partie de I'Assemblée
fédérale. Enfin, une nouvelle date pour le dépdt des initiatives est fixée dans la
constitution d'Appenzell Rhodes-Intérieures.

Le Conseil des Etats et le Conseil national ont adopté le projet d'arrété fédéral
accordant la garantie fédérale aux constitutions révisées des cantons de Schwyz, de
Zoug, de Fribourg, de Bale-Ville, de Bale-Campagne et d'Appenzell Rhodes-
Intérieures. ™

Interkantonale Zusammenarbeit

Die vier Staaten Deutschland, Frankreich, Luxemburg und Schweiz schlossen am 23.
Januar einen "Karlsruher Abkommen" genannten Staatsvertrag ab, welcher die
Zusammenarbeit zwischen kommunalen und regionalen Gebietskorperschaften in den
Grenzregionen erleichtern soll. Das Vertragsgebiet umfasst Luxemburg, die
franzdsischen Regionen Lothringen und Elsass, die deutschen Bundeslander Saarland,
Rheinland-Pfalz und Baden-Wurttemberg sowie die Kantone Aargau, Basel-Land, Basel-
Stadt, Jura und Solothurn. Als wichtigste Neuerung erhalten die Gemeinden dieser
Regionen die Kompetenz, ohne vorherige Bewilligung durch tUbergeordnete Instanzen
grenzlberschreitende  Zusammenarbeitsvertrage  abzuschliessen und  bereits
bestehenden Zweckverbanden beizutreten. ”

Als Novum in der Geschichte des Bundesstaates machten zum ersten Mal Kantone
Gebrauch von ihrem Recht, gegen einen Parlamentsbeschluss das Referendum
einzureichen. EIf Kantone (notwendig fir ein Kantonsreferendum wéren acht gewesen)
beantragten eine Volksabstimmung tber das Steuerentlastungsprogramm, welches ihrer
Meinung nach fur die Kantone nicht verkraftbare Steuerausfalle bringen wirde. Die
Initiative dazu war von den Kantonsregierungen ausgegangen. Koordiniert durch die
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) hatten achtzehn Regierungen in den
kantonalen Parlamenten entsprechende Vorlagen eingebracht. ™

Das im Vorjahr eingereichte Kantonsreferendum gegen das
Steuerentlastungsprogramm des Bundes war erfolgreich. Das Volk lehnte am 16. Mai das
Steuerpaket deutlich ab, in keinem einzigen Kanton ergab sich eine Ja-Mehrheit. (Zum
Abstimmungsresultat siehe hier.)
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Offentliche Finanzen

Finanzausgleich

Der Bundesrat habe im Rahmen des dritten NFA-Wirksamkeitsberichtes zu prifen, ob
die Einkommen von Grenzgéangerinnen und Grenzgangern in Zukunft nur noch mit 50%
im Ressourcenpotenzial der Kantone berlcksichtigt werden sollten. Dieser Auffassung
war der Nationalrat, der ein entsprechendes Postulat seiner Finanzkommission (FK-NR)
mit 151 zu 34 an den Bundesrat Uberwies. Eine Kommissionminderheit Schwander (svp,
SZ), die die Grenzgangereinkommen im Rahmen des Finanzausgleichs weiterhin zu drei
Vierteln ans Ressourcenpotenzial der Kantone anrechnen wollte, stiess nur bei etwas
mehr als der Halfte der SVP-Fraktion auf Gehor. In der Vernehmlassung des
Wirksamkeitsberichts 2012-2015 hatten die Kantone Basel-Stadt, Basel-Landschaft,
Neuenburg, Jura und Tessin die Ansicht vertreten, dass die durch die Grenzganger
verursachten Kosten, welche den betroffenen Kantonen nicht abgegolten werden, eine
starkere Reduktion der Gewichtung der Grenzgéngereinkommen rechtfertigen
warden. "

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Eisenbahn

Im Maérz des Berichtsjahrs erfolgte die bereits 2010 angekindigte Griindung des
Loétschberg-Komitees, das vom ehemaligen BLS-Direktor und bernischen BDP-Grossrat
Mathias Tromp gefuhrt wird. Die Interessenorganisation, der sich u.a. die Kantone Bern,
Wallis, Aargau, Solothurn, Neuenburg und beide Basel angeschlossen haben, fordert zur
Beseitigung der Kapazitatsengpasse auf dem Schweizer Schienennetz den durchgehend
zweigleisigen Ausbau des Létschberg-Basistunnels und damit eine Starkung der Achse
Basel-Bern-Domodossola im Alptransit. (Zur Umwandlung des der BLS gewahrten
Baukredits in ein bedingt riickzahlbares Darlehen siehe hier.) 2°

Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die Erwégung der Basler Sanitdtsdirektion und der Arzteschaft des Kantonsspitals,
einem Uber 80-jahrigen Patienten ein extrem teures, aber moglicherweise
lebensrettendes Medikament angesichts seines Alters allenfalls zu verweigern, sorgte
fur Aufruhr und entfachte vor allem in den Medien die Debatte um die Rationierung in
der Medizin. Nationalrat Jost Gross (sp, TG), Prasident der Schweizerischen
Gesellschaft fir Gesundheitspolitik (SGGP), schlug die Schaffung einer nationalen
Ethikkommission vor, welche das Tabu-Thema umfassend ausleuchten soll. Aber auch
die Arzteschaft verlangte eine offene Auseinandersetzung mit der brisanten Frage, da
die Rationierung in vielen Fallen notgedrungenerweise bereits stattfinde
(beispielsweise bei Uberlasteten Intensivpflegestationen). Heute muisse die
Entscheidung von den Arzten am Krankenbett in Alleinverantwortung geféllt werden,
was vor allem flr die Spitalarzte zu einer unertraglichen menschlichen Belastung fihre.
Sie forderte deshalb die Erarbeitung klarer Kriterien, wann welche Behandlung sinnvoll
und finanzierbar ist; diese sollen breit diskutiert und politisch abgestiitzt werden. ?

Als Richtungskampf innerhalb des Bundesrates wurde der Beschwerdeentscheid des
EJPD interpretiert, der Privatspitalern in den Kantonen St. Gallen und Basel-Stadt ohne
Bedarfsnachweis flr Halbprivat- und Privatbetten Anrecht auf Spitallistenplatze und
somit auf einen Sockelbeitrag aus der sozialen Krankenversicherung zugestand. Dieser
Entscheid 16ste bei Fachleuten Kopfschutteln aus. Sie meinten, eine sinnvolle und
kostenddmpfende Spitalplanung sei unter Ausschluss der Halbprivat- und
Privatabteilungen nicht machbar. Bei den Kantonen zeigte man sich insbesondere
veréargert darlber, dass der gleiche Bundesrat, der jetzt mit der Rechtsprechung des
EJPD die Planung der Kantone durchléchere, im laufenden Projekt des EDI zur Revision
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des KVG eine umfassende Planung fur alle Spitéler und Abteilungen verlange und
vorsehe, dass die Kantone kilinftig offentlichen und privaten Spitadlern fir alle
Abteilungen gleiche Subventionen zu leisten haben. Informierte Quellen erklarten, es
gebe im Bundesrat zwei widersprichliche Tendenzen. Innenministerin Dreifuss
verlange eine Gesamtplanung aller Spitéler, da nur so die Kosten in der sozialen
Krankenversicherung kontrollierbar seien; demgegeniber wolle Bundesratin Metzler -
wie schon ihr Vorgénger Koller - mit der Beschwerdepraxis ihres Departements einen
planungsfreien Privatspitalbereich schaffen. %

Um zu verhindern, dass die seit dem 13. Marz 2020 vom Bundesrat verabschiedeten
Verordnungen zur Bekdmpfung der Covid-19-Epidemie, die sich direkt auf Artikel 185
Absatz 3 der Bundesverfassung stutzen, welcher der Regierung das befristete Erlassen
von Verordnungen und Verflgungen als Reaktion auf schwere Storungen der
offentlichen Ordnung erlaubt, nach sechs Monaten automatisch ausser Kraft treten,
unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft Uber die Rechtsgrundlagen
dieser Verordnungen. Seit April 2020 hatten die Bundeskanzlei und das EJPD dieses
dringliche Bundesgesetz iiber die gesetzlichen Grundlagen fiir Verordnungen des
Bundesrates zur Bewailtigung der Covid 19-Epidemie, kurz Covid-19-Gesetz,
erarbeitet. Dieses soll den Bundesrat dazu befahigen, auch kinftig entsprechende
erforderliche Massnahmen weiterzufliihren und anzupassen.

Zwischen dem 19. Juni 2020 und dem 10. Juli 2020 wurde der Gesetzesentwurf in eine
verklrzte Vernehmlassung geschickt, in welcher Uber 1'000 Stellungnahmen eingingen.
Der Grossteil der Stellungnehmenden waren Privatpersonen, die der Vorlage
argwohnisch gegenlUberstanden. Bei den Kantonen stiess das Gesetz auf grossere
Zustimmung, wobei alle von ihnen Anderungsvorschlage oder Kommentare einbrachten.
14 Kantone (ZH, BE, LU, OW, NW, GL, FR, SO, SH, Al, SG, GR, TG und GE) sprachen sich
grundsatzlich fur den Entwurf aus, da sie die Existenz einer rechtlichen Basis fur das
Weiterverfolgen der durch den Bundesrat getroffenen Massnahmen als eine
Notwendigkeit erachteten. Weder eine ausdruckliche Zustimmung noch eine Ablehnung
erfuhr die Vorlage von Seiten weiterer elf Kantone (UR, ZG, BS, BL, AR, AG, Tl, VD, VS, NE
und JU). Der Kanton Schwyz und die KdK sahen explizit von einer Stellungnahme ab.
Letztere wird ihre Meinung aller Voraussicht nach zu einem spateren Zeitpunkt
einbringen. Bei den Parteien stiess der Gesetzesentwurf auf unterschiedlich grosse
Unterstitzung. Wahrend ihm die CVP und EVP bedingungslos zustimmten, kntpften die
GLP, die Grunen und die EDU ihre Zustimmung an Vorbehalte. Gegen die Vorlage in der
vorliegenden Form sprachen sich FDP.Liberale, SP und SVP aus. Die BDP, Ensemble a
Gauche, die Lega und die PdA verzichteten trotz Einladung auf eine Stellungnahme zum
Gesetzesentwurf. Von den 60 Organisationen, die am Vernehmlassungsverfahren
teilnahmen, unterstitzten 27 das Vorhaben, 33 stimmten ihm zwar nicht explizit zu,
lehnten es aber auch nicht ausdricklich ab - keine einzige stellte sich somit
ausdricklich dagegen.

Am 12. August 2020 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Gesetzesentwurf,
nachdem er als Reaktion auf die Vernehmlassungsantworten einige Anderungen am
Vorentwurf vorgenommen hatte - namentlich die Aufnahme des «generellen und
verbindlichen Einbezugls] der Kantone» und die vollstindige Uberarbeitung der
Bestimmungen zum Gesundheitswesen, dem Arbeitnehmerinnen- und
Arbeitnehmerschutz sowie dem Kulturbereich. Der Gesetzesentwurf besteht insgesamt
aus 14 Artikeln, welche die Befugnisse der Landesregierung im Umgang mit der Covid-
19-Epidemie insbesondere bezlglich der Einddmmung der Auswirkungen auf die
Gesellschaft, Wirtschaft und die Behorden festlegen. Er betrifft Uberdies auch den
Auslanderinnen-, Auslander- und Asylbereich, die Entschadigung bei Erwerbsausfall,
die Arbeitslosenversicherung sowie «justizielle, verfahrensrechtliche,
gesellschaftsrechtliche und insolvenzrechtliche Massnahmen». Zudem wurde
vorgesehen, dass das Gesetz lediglich bis Ende 2021, anstatt wie ursprunglich geplant
bis Ende 2022, befristet werden soll. Fiar Bestimmungen im Bereich der
Arbeitslosenversicherung wurde jedoch eine Befristung bis Ende 2022 festgehalten.
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Im Oktober 2020 wurde der Ergebnisbericht zur Vernehmlassung des indirekten
Gegenvorschlags zur Organspende-Initiative, welche vom 13. September bis zum 13.
Dezember 2019 gedauert hatte, veroffentlicht. Insgesamt hatten 81 Akteurinnen und
Akteure Stellung genommen, wobei sich mit 53 von ihnen ein Grossteil der
Vernehmlassungsteilnehmenden vollumfanglich oder grundséatzlich zustimmend zum
Gegenvorschlag aussprachen. Zu ihnen gehorten 21 Kantone, die beiden Parteien GLP
und GPS sowie dreissig Organisationen, darunter auch Swisstransplant, eine
Unterstltzerin der Volksinitiative. Explizit abgelehnt wurde die Vorlage von 16
Vernehmlassungsteilnehmenden. Als Grinde flur die ablehnende Haltung wurden die
Beflrwortung der Volksinitiative (JU), des Erklarungsmodells (LU, CVP, EVP, CBCES, EKS,
MERH_UZH, NEK) oder der parlamentarischen Initiative Nantermod (fdp, VS; pa.lv.
18.443; FDP), aber auch die zu enge Zustimmungslésung (APOL) und der Wunsch nach
Beibehaltung der aktuell glltigen erweiterten Zustimmungslosung (HGS) aufgefiihrt.
Weitere Argumente gegen den indirekten Gegenvorschlag liessen sich auf ethische
Bedenken (SH, HLI, MIGUNIBE, SPO) oder auf die Forderung zurlckfihren, dass die
Vorlage Teil eines Gesamtprojekts zur Einwilligung in der Gesundheits- und
Humanforschung sein sollte (Privatim). Weder eine zustimmende noch eine ablehnende
Haltung nahmen aus diversen Griinden zehn Vernehmlassungsteilnehmende ein (BL, TG,
iEH2, SPS, BDP, SVP, GDK, insieme, SBK und SGG). Der SAV, santésuissse und der SSV
verzichteten auf eine Stellungnahme.

Positiv aufgenommen wurde von der Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden die
geplante Einbindung der Angehodrigen. In diesem Zusammenhang kam denn auch
mehrfach die Forderung auf, dass eine Organentnahme nur zulassig sein soll, wenn die
Angehdrigen erreicht werden kénnen. Auch die gesetzliche Verankerung eines Registers
wurde grosstenteils beflirwortet, wobei verschiedene Anderungsvorschlage eingingen.
Einer von ihnen bestand darin, dass neben der Dokumentation des Widerspruchs auch
eine Zustimmung festgehalten werden kénnen sollte. Von verschiedenen Seiten wurde
zudem der Wunsch geaussert, dass der Stiftung Swisstransplant die Registerfihrung
zukommen soll, weil sie bereits Uber ein Register verfluge. Ferner wurde der Information
der Bevolkerung Uber das Widerspruchsmodell ein hoher Stellenwert beigemessen.

Die Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt verlangten in vier &hnlich
gelagerten Standesinitiativen (Kt.lv. 20.331; Kt.lv. 21.304; Kt.lv. 21.307; Kt.lv. 21.312) die
Beteiligung des Bundes an den Ertragsausféllen der Spitédler, die auf das durch den
Bundesrat erlassene Verbot von «nicht dringend angezeigten medizinischen Eingriffe[n]
und Therapien» vom Marz 2020 zurtckzufthren sind. Es gehe nicht an, dass sich der
Bund nun aus der Verantwortung stehle, ist etwa der Begrindung des Kantons
Schaffhausen zu entnehmen. Damit keine kantonalen Ungleichbehandlungen
entstiinden, solle die Koordination der Kompensation zwischen dem Bund, den
Kantonen und den Krankenkassen Uber die GDK erfolgen. Im November 2021 nahm sich
die SGK-SR den Standesinitiativen an. lhr zufolge falle das Bereitstellen der fur die
Pandemie notwendigen Spitalkapazitaten in den Aufgabenbereich der Kantone. In
Krisensituationen liege es an allen Staatsebenen, einen Teil der Last zu Ubernehmen.
Bislang sei es der Bund gewesen, der 80 Prozent der Kosten, die im Zusammenhang mit
der Pandemie angefallen sind, Ubernommen habe. Daher beantragte die Kommission
mit 9 zu 3 Stimmen, den Standesinitiative keine Folge zu geben. %

In der Wintersession 2021 befasste sich der Stdnderat mit vier Standesinitiativen der
Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt (Kt.lv. 20.331; Kt.lv. 21.304; Kt.Iv.
21.307; Kt.lv. 21.312), die den Bund dazu auffordern wollten, fiir die wahrend der
ersten Covid-19-Welle entstandenen Ertragsausfalle der Spitaler aufzukommen. Peter
Hegglin (mitte, ZG) erlauterte fir die SGK-SR, dass es flr eine «seridse Beratung»,
inwiefern sich der Bund finanziell beteiligen soll, den Schlussbericht in Erfilllung des
Postulates 20.3135, welcher auf Ende 2023 angekindigt sei, abzuwarten gelte. Daher
habe die Kommission  den Standesinitiativen keine Folge  gegeben.
Minderheitensprecher Hannes Germann (svp, SH) erwiderte, dass sich der Bund an den
Kosten beteiligen solle, da er mit seinem Durchfihrungsverbot von nicht dringend
angezeigten medizinischen Eingriffen und Therapien das Subsidiaritatsprinzip verletzt
und in die kantonale Autonomie eingegriffen habe. Der dadurch entstandene Schaden
belaufe sich geméass Schatzungen des Dachverbands der Spitaler H+ Ende 2020 auf CHF
1.5 bis 1.8 Mrd. Auch Maya Graf (gp, BL) pladierte fur Folgegeben und bezeichnete die
Spitéler als «unsere wichtigsten Gesundheitsversorger». Mit 21 zu 19 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) gab das Stéckli den Kantonsbegehren knapp keine Folge. ?¢
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Im November 2021 hiess die SGK-NR den Vorentwurf zur Umsetzung einer
parlamentarischen Initiative von Ulrich Giezendanner (svp, AG) «Sicherstellung der
Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende» einstimmig gut, nachdem
sie einen Antrag, welcher ein Diskriminierungsverbot bei der Blutspende durchsetzen
wollte, mit 7 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen angenommen hatte.

Am 24. Februar 2022 wurde die Vernehmlassung iiber den Entwurf, der eine Anderung
des Bundesgesetzes Uber Arzneimittel und Medizinprodukte vorsah, eroffnet. Insgesamt
trafen 43 Stellungnahmen zum Vernehmlassungsentwurf ein. Der Grossteil der Kantone,
die GDK, der SGB sowie die GLP, die Mitte und die SP unterstitzten die Vorlage ohne
spezifische Anderungsvorschlage, fiigten jedoch Kommentare an. Bei den anderen
Vernehmlassungsteilehmenden gab insbesondere die vorgeschlagene Unentgeltlichkeit
der Blutspende zu reden. Der Kanton Zurich erachtete die geforderte Unentgeltlichkeit
bei der Einfuhr von Blut und Blutprodukten aus dem Ausland als hindernd flr die
Bereitstellung einer ausreichenden Zahl an Blutkonserven in der Schweiz. Auch die
Blutspendeorganisationen wunschten sich Ausnahmen der Unentgeltlichkeit, unter
anderem im Falle der Einfuhr von Blut mit seltenen Merkmalen zu Forschungszwecken.
Die Kantone Basel-Landschaft und Thurgau schlugen vor, dass bei einem akuten
Engpass Ausnahmen der Unentgeltlichkeit zum Zuge kommen sollten, also auch
entgeltlich gespendete Blutkonserven eingefihrt werden koénnten. Bezlglich des
Diskriminierungsverbots, erachtete es der Kanton Tessin nicht als noétig, die sexuelle
Orientierung spezifisch zu erwdhnen, da der heutige Ausschluss von Mannern, welche
Sex mit Médnnern haben (MSM), nicht durch deren sexuelle Orientierung, sondern durch
das daraus potentiell entstehende HIV-Risikoverhalten gerechtfertigt werde. Der
Kanton Waadt hielt fest, dass bei der vorgesehenen Anderung noch klarer aufgezeigt
werden musse, dass spezifische Sperrfristen fur MSM abgeschafft werden wirden und
das Sexualverhalten einheitlich, und von der sexuellen Orientierung unabhéangig,
beurteilt  werde. Als  Eingrenzung des noch sehr breit gefassten
Diskriminierungsverbots, schlugen die Grinen eine individuelle Beurteilung des
Risikoverhaltens von Spenderinnen und Spendern, unabhéngig von deren Geschlecht
und sexueller Orientierung, vor. Auch die GLP und die Mitte kommentierten, dass das
individuelle Risikoverhalten eines Individuums im Vordergrund zu stehen habe,
brachten aber keine spezifischen Vorschlage zur Umsetzung ein. Diese Meinung teilten
auch eine Reihe von LGBTQIA+-Organisationen. Die Blutspendeorganisationen warnten
jedoch, dass ein allgemeines Diskriminierungsverbot in bestimmten Fallen die
Patienten- und Produktsicherheit gefahrden koénne. Andere Teilnehmende der
Vernehmlassung, so auch die Kantone Basel-Stadt und Zurich, empfanden die Anti-
Diskriminierungsklausel in der Bundesverfassung als ausreichend und wollten darauf
verzichten, das HMG entsprechend zu ergénzen. Die SVP wlnschte sich, dass unter
Einbezug wissenschaftlicher Erkenntnisse der Ausschluss gewisser Personengruppen
von der Blutspende weiterhin moglich bleibe. Schliesslich dusserten sich auch viele
Vernehmlassungsteilnenmende zur geplanten Finanzhilfe zur Sicherstellung des
sicheren Umgangs mit Blut. Blutspendeorganisationen sprachen sich fur eine starke
Verbindlichkeit bei der Férderung von Finanzhilfen aus; sie wollten aber auch Klarheit
daruber, welche konkreten Leistungen der Bund unterstitze. FDP und SVP verlangten,
dass diese Finanzierungshilfen nur im aussersten Notfall zum Zuge kommen sollten,
wahrenddem der Kanton St. Gallen an der Effektivitat finanzieller Unterstitzung zur
Verbesserung der Blutspende-Problematik zweifelte.

In Reaktion auf die Vernehmlassungsergebnisse entschied die SGK-NR im August 2022
ihren Entwurf in zwei Punkten anzupassen: Erstens sollten bei der Unentgeltlichkeit der
Blutspende Ausnahmen moglich sein, zweitens solle der Ausschluss von der Blutspende
am individuellen Risikoverhalten festgemacht und wissenschaftlich begrindet
werden. 7

Nachdem sich die SGK-NR gegen die vier Standesinitiativen zur Beteiligung des Bundes
an den Ertragsausfdllen und Mehrkosten von Spitdlern und Kliniken wahrend der
ersten Covid-19-Welle (Kt.lv. SH 20.331; Kt.Iv. AG 21.304; Kt.lv. T 21.307; Kt.Iv. BS 21.312)
ausgesprochen hatte, kamen die Initiativen in der Herbstsession 2022 in den
Nationalrat. Eine Minderheit rund um Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) war der
Auffassung, dass der Bund in die Pflicht ggnommen werden sollte, da er wahrend der
Pandemie gewisse Eingriffe der Spitdler verboten hatte. Zudem habe er in
vergleichbaren Situationen auch beim oOffentlichen Ortsverkehr Vergltungen
vorgenommen. Kommissionssprecher Christian Lohr (mitte, TG) teilte diese Ansicht
indes nicht. Der Bund habe bereits die Finanzierung des grossten Teils der
gesundheitlichen Covid-19-Massnahmen Ubernommen. So sei dieser etwa fur
Gesundheitskosten in der Hohe von CHF 5 Mrd. aufgekommen. Mit jeweils ungeféhr 140
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INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 25.08.1990
MARIANNE BENTELI

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.03.1988
STEPHANE HOFMANN

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.09.1990
MARIANNE BENTELI

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.03.1991
MARIANNE BENTELI

KANTONALE POLITIK
DATUM: 25.09.1998
MARIANNE BENTELI

zu 35 Stimmen gab der Nationalrat den Standesinitiativen keine Folge. Einzig die griine
Fraktion sprach sich geschlossen fur Folgegeben aus, die anderen Fraktionen votierten
geschlossen (GLP-Fraktion) oder grossmehrheitlich dagegen. %

Medikamente

Nur zdgerlich erfolgt der Beitritt der Kantone zum revidierten Heilmittelkonkordat. In
Basel beantragte der Regierungsrat dem Grossen Rat einen befristeten Beitritt bis
spatestens zum Jahr 2000, in Bern bewegte sich die vorberatende
Parlamentskommission in dieselbe Richtung. In beiden Fallen wurde die Zurickhaltung
damit begrindet, dass in diesem Bereich eine Bundesregelung dringend notwendig
ware. Dies auch im Hinblick auf eine Annaherung an Europa, da die Schweiz als einziges
westeuropéisches Land keine Medikamentenkontrollstelle mit staatlichem Charakter
hat. %

Medizinische Forschung

Pour sa part, le parlement de Bale-Ville a adopté en premiére lecture une loi
extrémement sévére interdisant toute fécondation en dehors du ventre de la mére.
Suivant en cela d'autres exemples, la clinique gynécologique de la ville de Berne a
décidé la fermeture de sa banque de spermes. Si certains cantons défendent des
positions restrictives, d'autres, a l'instar de celui d'Argovie, se dotent de lois sur la
santé plus libérales, autorisant I'insémination artificielle et la fécondation in vitro mais
interdisant toute manipulation génétique. Avec I'élaboration de lois et reglements
cantonaux relatifs a la fécondation artificielle se pose la question de savoir qui des
cantons ou de la Confédération est habilité a légiférer et, partant, a édicter des normes
pénales dans ce domaine. *°

Interessant war die Entwicklung in einzelnen Kantonen deshalb, weil hier die
Bevolkerung erstmals die Gelegenheit erhalten wird, ihre Meinung zur Gentechnologie
an der Urne kundzutun. Der Basler Grosse Rat verabschiedete ein sehr restriktives
Gesetz zur Fortpflanzungsmedizin und unterstellte es mit knapper Mehrheit dem
obligatorischen Referendum. Im Kanton Thurgau wurde von einem Initiativkomitee
bestehend aus EVP, GP, LdU und Nationalrepublikanischer Aktion Thurgau eine Gen-
Initiative eingereicht, die jegliche gentechnologischen Eingriffe in die menschlichen
Keimbahnen und damit ins Erbgut verhindern will. *

In Baselstadt konnte sich erstmals der Souverdn in einer Abstimmung direkt zur
Fortpflanzungstechnologie dussern. In der Annahme, das Bundesgericht werde sich
nach Vorliegen eines positiven Volksentscheides mit der Unterstitzung eines Rekurses
schwerer tun als 1989 im Fall des Kantons St. Gallen, hatte der Grosse Rat im Vorjahr
beschlossen, das neue, sehr restriktive Gesetz Uber die Reproduktionsmedizin dem
obligatorischen Referendum zu unterstellen. Das neue Gesetz, welches nur noch die
kiinstliche Befruchtung im Mutterleib mit den Samenzellen des klnftigen sozialen
Vaters erlaubt, wurde mit 62.5 Prozent Ja-Stimmen Uberraschend deutlich
angenommen. Nachdem das Bundesgericht staatsrechtliche Beschwerden gegen die
restriktive Regelung im Kanton St. Gallen gutgeheissen hatte, will die Regierung sowohl
die IvF wie auch die Befruchtung mit dem Samen eines Fremdspenders wieder
zulassen. Die neue Gesetzesvorlage ist nur noch in einem Punkt restriktiv, es sollen
néamlich nur Ehepaare von der kinstlichen Befruchtung Gebrauch machen kénnen. Im
weiteren geniessen Samenspender keine Anonymitat mehr, das Kind hat das Recht,
Uber seine Abstammung Auskunft zu erhalten. 3

Nach dem Willen seiner Regierung sollte Basel-Stadt ein kantonales Gesetz iiber die
biomedizinische Forschung am Menschen erhalten. Gemass dem Entwurf sollten alle
Versuche mit Menschen bewilligungspflichtig sein und von einer Ethikkommission
abgesegnet werden. Damit wollte die Basler Regierung einerseits den Schutz des
Menschen verbessern, anderseits den Forschungsstandort Basel starken, da die
Pharmaindustrie, welche ohnehin die strengen Normen der USA, der EU und Japans
Ubernehmen muss, darauf angewiesen ist, dass in der Schweiz durchgefihrte
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.11.1993
MARIANNE BENTELI

Prufungsverfahren fur die ethische Unbedenklichkeit von Forschungsvorhaben
moglichst bald auch im Ausland anerkannt werden. Wegen grundsétzlicher Bedenken,
sowohl von liberaler wie von gruner Seite, vor allem aber mit Verweis auf die
anstehende Gesetzgebungsarbeit des Bundes trat der grosse Rat aber auf die Vorlage
gar nicht ein. **

Suchtmittel

Die einzige Uberraschung des Abstimmungsresultates lag denn auch in seiner
Deutlichkeit. 1979 hatten sich noch 41 Prozent der Stimmenden fir ein analoges
Volksbegehren («Guttempler-Initiative») ausgesprochen, Basel-Stadt sogar mit mehr als
50 Prozent. Besonders massiv wurden die beiden Initiativen in der Westschweiz (mit
Ausnahme von Genf) und im Kanton Schwyz abgelehnt, wo sich Uber vier Finftel der
Urnengangerinnen und Urnenganger gegen sie aussprachen. Am
«verbotsfreundlichsten» zeigten sich die Kantone Basel-Stadt und Zirich mit rund 33
Prozent bzw. 31 Prozent Ja-Stimmen.

Volksinitiative «zur Verhinderung der Alkoholprobleme>.
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 44.7%
Nein: 1'627"165 (74.7%) / 20 6/2 Sténde
Ja: 516'054 (25.3%) / O Stande

Parolen:
- Nein: FDP, CVP (4*), SVP, LP, AP, Lega; Vorort, SGV
- Ja: SP (3*), GP, PdA (1*), LdU (3*), EVP, EDU, SD (3*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Volksinitiative «zur Verminderung der Tabakprobleme».
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 44.7%
Nein: 1521885 (74.5%) / 20 6/2 Stande
Ja: 521433 (25.5%) / 0 Stande

Parolen:
- Nein: FDP, CVP (3*), SVP, LP, AP, Lega; Vorort, SGV
- Ja: SP (3*), GP, PdA (1*), LdU (3*), EVP, EDU, SD (3*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Wie die Vox-Analyse dieser Abstimmung zeigte, fanden die beiden Initiativen bei den
Frauen erheblich mehr Zustimmung als bei den Mannern. Seit dem Beginn der Vox-
Analysen 1977 wurde nie eine so grosse Differenz zwischen dem Stimmverhalten der
Frauen und der Ménner - 18 Prozent beim Tabakverbot - beobachtet. Tiefe Ja-Anteile
ergaben sich in der jlungsten Alterskategorie, in der Romandie und in den landlichen
Gebieten. Besonders im rot-griinen Lager beeinflusste der politische Standort das
Stimmverhalten nur teilweise. Einzig die Gefolgschaft von LdU/EVP stimmte beiden
Initiativen zu, die Griinen nahmen nur die Tabakinitiative an, wéhrend die Anhénger der
SP mehrheitlich nicht der Parteiparole folgten. Die meistgenannten Motive zur
Verwerfung der Initiativen waren die Angst vor zusétzlicher Arbeitslosigkeit und die
Uberzeugung, dass ein Verbot wirkungslos ware bzw. durch auslandische Medien
umgangen warde. **
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 09.06.2022
MARLENE GERBER

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

Um eine Uberwiesene Motion Baumann (cvp, UR) umzusetzen, die eine faire
Lastenverteilung bei den Familienzulagen verlangte, gab der Bundesrat Ende April 2020
einen Vorentwurf in die Vernehmlassung, der fur diejenigen Kantone, die bisher Uber
keinen oder lediglich einen teilweisen Lastenausgleich verflgten, Auswirkungen hatte.
Konkret missten diese Kantone - insgesamt 15 an der Zahl - fur die Finanzierung der
Familienzulagen spéatestens zwei Jahre nach Inkrafttreten der entsprechenden
Anderung des Familienzulagengesetzes einen vollstandigen Lastenausgleich fir
Arbeitnehmende und Selbstéandigerwerbende einfihren. Dabei soll den Kantonen
freigestellt sein, auf welchem Weg sie diesen Lastenausgleich gewéahrleisten.

In der Vernehmlassung stiess der bundesratliche Vorschlag auf einigen Widerstand. 6
von 15 Kantonen, die direkt von der Vorlage betroffen wéren, lehnten eine solche
Regelung ab (AG, BS, NE, SG, TG, ZH), wobei sie féderalistische Bedenken anbrachten
und betonten, dass damit flir den eigenen Kanton massgeschneiderte Losungen nicht
mehr langer moglich waren. Aus diesen Grinden lehnten auch die FDP, die SVP, der
Schweizerische Arbeitgeberverband sowie die Mehrheit der stellungnehmenden
Wirtschafts- und Branchenverbande die vorgeschlagene Ldsung ab. Dartber hinaus
betonte die FDP, dass es insbesondere fur die Kantone mit einem teilweisen
Lastenausgleich nicht angemessen wére, wenn sie die von ihnen erarbeiteten Losungen
vollstandig revidieren mussten. Die ablehnenden Wirtschafts- und Branchenverbande
erachteten ferner das Subsidiaritatsprinzip als verletzt. Der jetzt bestehende
Wettbewerb zwischen den Familienausgleichskassen sei gesund, weswegen dieser nicht
durch staatlich festgelegte Losungen beeintrachtigt werden solle.

Die 11 anderen Kantone, die bereits einen vollen Lastenausgleich kennen, beflrworteten
hingegen eine solche Ldsung. Einige betonten dabei den Sozialversicherungscharakter
der Familienzulagen, weswegen in Anlehnung an die AHV, IV, ALV und EO auch hier ein
Ausgleichsfonds notwendig sei. Zudem habe sich dieses Modell bewéahrt und sei
«einfach und kostenglinstig» umsetzbar, betonten weitere Kantone. Auch lasse ein
Lastenausgleich auf kantonaler Ebene weiterhin unterschiedliche und passende
Losungen fur die jeweiligen Kantone zu. Nicht zuletzt erhdhe ein voller Lastenausgleich
die Fairness im wirtschaftlichen Wettbewerb, wovon vor allem die KMU profitierten.
Auch die restlichen vier stellungnehmenden Dachverbéande der Wirtschaft, der SBV, der
SGV, der SGB und Travail.Suisse, begrussten die Vorlage, wobei sie die Vorteile einer
solchen Regelung fur Wirtschaftszweige im Tieflohnsegment sowie flr solche mit einem
hohen Anteil an Teilzeitbeschéaftigten hervorhoben. Aus ebendiesen Grinden wurde die
vorgeschlagene Regelung von der CVP und der SP befurwortet.

Nach Einsicht der Vernehmlassungsergebnisse und des dort festgestellten teilweisen
Widerstands gegen die Vorlage erachtete der Bundesrat eine entsprechende Anpassung
des Familienzulagengesetzes als «weder notwendig noch zielfihrend», weswegen er
dem Parlament in seinem Bericht Uber die Motionen und Postulate der gesetzgebenden
Réate im Jahr 2022 die Abschreibung der Motion beantragte. Dieser Antrag wiederum
stiess in den beiden Parlamentskammern auf breiten Widerstand. Die Mehrheit der
SGK-NR sowie die SGK-SR beantragten entgegen dem Antrag des Bundesrats und einer
Minderheit Aeschi (svp, ZG) im Nationalrat, den Vorstoss nicht abzuschreiben.
Zusétzlich zum Verweis auf die «weiterhin markante(n) Unterschiede» betonten die
Kommissionen, dass sowohl eine Mehrheit aller Kantone als auch eine Mehrheit
derjenigen Kantone, die von der Losung effektiv betroffen wéaren, die Vorlage in der
Vernehmlassung unterstitzt hatten.

Mit 34 zu 6 Stimmen im Sténderat sowie 100 zu 71 Stimmen (3 Enthaltungen) im
Nationalrat folgten die Parlamentarierinnen und Parlamentarier mehrheitlich dem
Antrag ihrer Kommission und schrieben den Vorstoss nicht ab. Ebenso wie in der
Vernehmlassung stammten die fur Abschreibung pladierenden Stimmen im Nationalrat
aus den Fraktionen der FDP und der SVP. Im Standerat setzten sich einzelne Mitglieder
diverser Parteien fur die Abschreibung ein. *°

1) TA, 29.4. und 20.8.99; BaZ, 20.8.99.

2) Neutralitat 7 (Marz 1969), S. 3 u. 33 ff.; AB NR, 1969, S. 229 ff.; AB SR, 1969, S. 20 ff.; NZ, 28.12.69; NZZ, 20.2., 24.2.,1.7.,
23.10.,13.11. und 8.12.69; SJ, 22.11 und 23.11.69; Vgl. SPJ, 1968, S. 22 f.

3) Bund, 9.1., 29.9 und 7.10.70; BN, 21.11und 22.11.70; GdL, 20.4.70; JdG, 24.6., 28.7. und 14.12.70; NZ, 7.12.70; NZZ, 9.5.,10.5,
6.8.,17.9., 21.11. und 10.12.70; TdG, 14.5., 7.10. und 7.12.79; TLM, 6.1., 8.4. und 12.4.70; Vat, 12.1. und 13.2.70; Frenkel, «Die
Verfassungsmassigkeit von Art. 4/la und 4/2 der Interkantonalen Ubereinkunft zur Verstarkung der polizeilichen
Sicherheitsmassnahmen vom 28.3.1968 (IMPKonkordat) », in: Schweizerische Juristenzeitung, 66/1970, S. 129 ff.

4) AB NR, 2006, V, Beilagen, S. 70 f.; TA, 31.8. und 18.11.06; Baz, 1.11., 15.11., 23.11. und 24.11.06 (BS).

5) Amtl. Bull. StR, 1987, S. 980 ff.; BazZ, 11.2., 26.2., 9.4.und 25.5.87; vgl. auch StR Rhinow (fdp, BL) in BaZ, 18.12.87.
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6) NZZ,10.2.88; Baz, 12.2.,1.6., 3.6. und 7.6.88; SZ, 6.4.88.

7)NLZ, 9.2.12; CdT, 5.4. und 6.4.12; NLZ, 28.4.12; BaZ, 31.5.12; NF, 20.9.12.

8) Ww, 29.10.14

9) AB NR, 2015, S. 271ff.; AB SR, 2015, S. 73ff.; Bericht SPK-NR vom 22.2.15; NZZ, 14.2., 12.3.15

0) Baz, 6.2.,7.2.15; NZZ, 5.5.15; SO, 12.7.15; NZZ, 24.7.15; BLZ, 31.7.15; NZZ, 3.10.15; BaZ, 15.10.15; BLZ, 30.10.15

1) AB NR, 2016, S. 150f.; AB SR, 2016, S. 5

2) AB NR, 2016, S.1633; AB SR, 2016, S. 767f.

3) AB SR, 2017, S. 330

4) AB NR, 2017, §.1032

5) FF, 2018, p.7719s; Rapport CIP-CN du 1.2.19; BaZ, 26.7.18

6) BO CE, 2019, p.122s; BO CN, 2019, p.575

7) Presse vom 24.1.96; NZZ,19.8.96.5

8) BBI, 2003, S. 7056 ff. ; BaZ, 21.6.03; 26.9.03.

9) AB NR, 2015, S. 240

20) BZ, 9.3.11, SGT, 22.6.11.

21) Presse vom 13.1.99; Bund, 14.1.99; SGT, 19.1,, 1.2., 9.2, 1.3.,15.3., 6.4. und 27.4.99; Ww, 21.1. und 4.2.99; BZ, 1.2, 26.2. und
27.3.99; WoZ, 4.2. und 25.3.99; LT, 11.2. und 29.11.99; NZZ, 6.3., 20.3. und 18.9.99; NLZ, 27.3.99; BaZ, 13.4.99; TA, 30.8.99;
Presse vom 18.1.99

22) Presse vom 3.7.99; NZZ, 14.12.99; "CHSS: Mdller (1999). Die aktuelle Rechtsprechung des Bundesrates zur Spitalliste S.
317-321"; Baz, 9.9.99

23) BBI, 2020, S. 6563 ff.; Medienmitteilung Bundesrat vom 12.8.20

24) BBI, 2020, S. 9547 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung; TA, 16.12.19; AZ, 24.12.19

25) Medienmitteilung SGK-SR vom 12.11.21

26) AB SR, 2021, S. 1432 ff.

27) Bericht SGK-NR vom 19.8.22; Ergebnisbericht SGK-NR vom 18.8.22; Medienmitteilung SGK-NR vom 19.8.22;
Medienmitteilung SGK-NR vom 24.2.22

28) AB NR, 2022, S. 1626 f.; Bericht SGK-NR vom 18.8.22

29)Vr, 18.5.90; NZZ, 14.8.90; BaZ, 25.8.90 und 10.1.91; BZ, 28.11.90.

30) NZZ, 20.1. et 28.6.88; BZ, 25.1.88; BaZ, 29.1.,,7.3., 24.3., 28.3., 2.4., 28.5., 28.6. et 7.10.88; Bund, 8.2.88; AT, 15.2.,16.2.,
19.2. et 23.2.88; Presse du 7.3.88.

31) Baz, 3.3.,27.6.,19.9., 20.9., 27.9. und 19.10.90. Baz, 27.11.90. BaZ, 28.12.90. "Schiesser (1990). Kantone: Zwischen eigenem
Gesetz und Abwarten"; SGT, 7.2. und 14.11.90.

32)Baz,7.2.,9.2.,25.2. und 4.3.91.; SGT, 30.8.91.

33) Presse vom 25.9.98; Baz, 12.11.98.

34) BBI, 1994, 1, S. 469 ff.; Presse vom 29.11.93.; Vox, Analyse der eidgendssischen Abstimmungen vom 28. November 1993,
Adliswil 1994.

35) AB NR, 2022, S. 954 ff.; AB SR, 2022, S. 446 ff.; BBI, 2022 85 (S. 20 f.); Ergebnisbericht Vernehmlassung; Erlauternder
Bericht zur Vernehmlassung
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